Ablehnung, wenigſtens zeitweiſe Vertagung vorgeſchlagen hat, 
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Preußen 


0. C. Landtags=Verhandlungen. 
30. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (29. März). 


Eröffnung 10 Uhr 20 Min. Die Tribünen ſind ſchwach beſetzt. Am 
Miniftertiihe der Handelsminiſter und 5 Regierungs⸗Commiſſare. 

Präſ. Grabow bemerkt, daß er zunächſt die General⸗Discuſſion über den 
zweiten Punkt der Tagesordnung eröffnen werde, und vo: nächſtdem biefer 
durchberathen ſei, über den Antrag der Commiſſion „die Beſchlußfaſſung 
zu vertagen, bis ein Budget⸗Geſetz zu Stande gekommen,“ in 
so des I, und II. Punktes der Tagesordnung Beſchluß gefaßt werden 
würde. 

Ueber den II. Punkt der Tagesordnung: „Bericht der vereinigten Com⸗ 
miſſionen für Handel und Finanzen über den Geſetz⸗Entwurf, betreffend den 
Bau von Eiſenbahnen 1) von Danzig nach Neufahrwaſſer und 2) von Hep⸗ 
pens nach Oldenburg und die Anſcha ung der zur Beſtreitung der Koften 
des Grunderwerbes für die Berlin⸗Cüſtriner Eiſenbahn erforderlichen Geld⸗ 
mittel“ wird die General⸗Discuſſion eröffnet. Es erhält zunächſt das Wort: 

Abg. v. Benda (für ſein Amendement): Der Antrag, den ich geſtellt 
habe, ih ein Ausfluß der Anſichten, die meine Freunde bei allen Eiſenbahn⸗ 
Vorlagen in der Commiſſion ausgeſprochen haben. Die Frage, die uns hier 
vorliegt, iſt eine Wohlſtandsfrage, und bei allen Wohlſtandsfragen hat das 
Haus bisher das Princip feſtgehalten, der Regierung nicht principiell gegen 
über zu treten. Wir dürfen uns freilich des Rechtes der Bewilligung nicht 
begeben, wir dürfen der Regierung, ehe dies Recht nicht anerkannt iſt, kei⸗ 
nerlei Unterſtützung zu Theil werden laſſen, deswegen bin ich gegen jede 
Anleihe. Aber die Eiſenbahnen find nicht mit anderen Dingen gleichzuſtellen, 
denn fie ſind die Kanäle, auf denen Bildung und Wohlſtand im Lande Ber: 
breitung gewinnen und Alles, was ich geſtern von dieſer Tribüne gehört 
babe, hat nur die Ueberzeugung bei mir befeſtigt, daß die Eiſenbahnen gerade 
geeignet find, die conſtitutionelle Macht des Volkes zu kräftigen. Es ift 
außerdem nirgends der Beweis geführt worden, daß der Antrag der Com⸗ 
miſſion irgendwo im Lande mit Befriedigung aufgenommen ſei, geſchweige 
denn Begeiſterung hervorrufen würde. Dies ſcheint mir beſonders zu drän⸗ 
gen, um nach einem Auswege zu ſuchen. Und dieſen giebt mein Amende⸗ 
ment. Ich bin gefragt worden, ob durch meinen Vorſchlag das financielle 
Bedürfniß befriedigt werde? Ich muß darauf inſofern bejahend erwiedern, 
als mein Antrag eine Ausführung der projectirten Bahnen vorläufig ohne 
Anleihe ermöglicht. Mein Vorſchlag ſteht außerdem in genauem Einklange 
mit den von uns angenommenen Anträgen der Budget⸗Commiſſion, und 
endlich hat geſtern auch der Herr Handelsminiſter ſich zuſtimmend zu meinem 
Antrage erklärt. Ich empfehle Ihnen denſelben daher als einen geeigneten 
Ausweg bei der ſchwierigen gegenwärtigen Lage zur Annahme. 

Abg. Riemann (für den Commiſſions⸗Antrag) iſt völlig unverſtändlich. 

Abg. v. Kirchmann: Ich wünſche nur meine Abſtimmung * moti⸗ 
viren. Die Stärke der Oppoſition in dieſem Haufe beruht nach meiner Mei⸗ 
nung nicht auf ihrer Organisation, wie der Hr. Kriegsminiſter, nicht auf 
Sarg offentlichen Meinung, wie der Minifter des Innern an ⸗ 
zunehmen ſcheint, ſondern darauf, daß die Oppoſition ſeit 3 Jahren ihre Thä⸗ 
tigkeit nur auf dem polftiſchen und dem Rechts⸗Gebiete geſucht hat, ſich aber 
don dem materiellen Gebiet gänzlich fern gehalten hat, daß wir Vorlagen, 
welche auf die Wohlfahrt des Landes gerichtet waren, zugeſtimmt haben, 
wenn wir ſie für gut erachteten. Auf dieſen Principien ruht die Oppoſition 
ſo feſt, daß die außerordentlichen Mittel der Regierung gegen dieſelbe, die laxe 
Auslegung der Geſetze, ja ein glücklicher Krieg, wie er im vorigen Jahre ge⸗ 
führt worden, und die ausdrückliche Erklärung, daß dadurch die Zwecke ver 
Reorganiſation vor dem Lande klar gelegt worden, daß das Alles unwirkſam 
geblieben ift, und die Regierung nicht einmal wagt, dies Haus aufzuldjen 
und an die Stimme Landes zu appelliren. in Theil der Oppoſition 
möchte dieſe Stellung nun aufgeben, wie mir ſcheint, aus Ungeduld, weil die 
Folgen der bisherigen Haltung noch nicht ſichtbar und greifbar geworden; 
a aus der jetzigen Poſition heraus, halte ich für einen ge⸗ 

rlichen. 
wee Anſicht, daß man das Budgetrecht vertheidigt, wird das Land, fo 
fürchte ich, nachdem die Regierung sch mit dem v. Benda'ſchen Antrage eins 
verſtanden erklärt hat, nicht verſtehen. Bei der Intenſivität unſeres bishe⸗ 
rigen Widerſtandes ſcheint mir der gegenwärtige Schritt doch ein zu ſchwäch⸗ 
liches Verſtärkungsmittel, die Betretung dieſes neuen Weges wird ſich auch 
nicht in weiteren Conſequenzen durchführen laſſen. Wir haben geſtern hier 
von allerlei Unterſchieden gehört, zwiſchen Lokal⸗ und Landesintereſſe, zwi⸗ 
ſchen Pflichten der Dankbarkeit und der freien Meinungsäußerung; ich meine 
das Budgetrecht kann nicht durch eine kühne Abſtimmung des Hauſes, nicht 
im Sturme erobert werden, ſondern durch ruhige Ausübung unſerer Rechte, 
durch eine zähe und ausdauernde Oppoſition, nicht aber durch eine Schädi⸗ 
gung der Landes⸗Intereſſen. Auf die fortſchreitende Bildung der mittleren 
und unteren Klaſſen unſeres Voltes stützt ſich unſere Stellung, hier haben 
wir zu fördern, wo ſich eine Gelegenheit bietet. Uebrigens ſind die Erfolge 
anferer Oppoſition nicht fo gering, als es den äußerlichen Anſchein hat 
Dies find vie Gründe, welche mich beſtimmten, geſtern gegen den Michae⸗ 
lis'ſchen Antrag und heute für die Vorlagen zu ſtimmen. 

Präfident Grabow: Der Redner hat lediglich zu der geſtrigen Debatte 
Fanz — 11 es bier lediglich mit der Eiſenbahn von Heppens nach 

denburg in. a 

Abg. b. Bonin: Die Commiſſion bat die Nützlichleit der Bahn von Hep⸗ 
pens nach Oldenburg vollkommen anerkannt; wenn ſie deſſen W dg 155 

o lag da 
daran, daß der Antrag v. Benda keine Zuſtimmung fand, und zwar, weil der 
Regierungs⸗Commiſſar theils 55 keiner Erklärung autoriſirt war, theils die 
Gllärung abgab, daß eine Verweigerung der Anleihe der Ablehnung ber 
Vorlage gleich erachtet werde. Durch die geſtrige, dem Antrage v. Benda 
zuſtimmende Erklärung de l \ 
geändert. Hätte bie ) when dieſe Erklärung in der Commiſſion abgege⸗ 
ben, ſo würde das Votum derſelben anders ausgefallen ſein. Ich habe nur 
u bedauern, daß dieſe Erklärung nicht früher abgegeben worden, und meine 
Befriedigung darüber auszuſprechen, daß es dem Handelsminiſter gelungen 
iſt, die Bedenken gegen den Antrag v. Benda bei dem Finanzminiſter zu 
überwinden; ich begrüße dieſen Sieg um fo freudiger, als die Ausſtellungen 
und Bedenken jo kleinlicher Natur gegenüber unferer Finanzverwaltung er⸗ 
ſcheinen, daß ſie völlig verſchwinden. Ich empfehle Ihnen, den Antrag 
vb. Benda anzunehmen und den Commiſſionsvorſchlag abzulehnen, 

Präſident Grabow: Ich ſchließe nunmehr die Generaldiscuſſion über 
die Eiſenbahn⸗Verbindung don Heppens nach 4 1 und gehe über zur 
General-Discuffion, betreffend die Eifenbahn von Danzig nach Neufabr⸗ 
maffer. (Pauſe.) Niemand hat das Wort begehrt, ich ſchließe die Debatte, 
Es folgt die Generaldebatte über die Bahn von Berlin nach Küſtrin. 
Niemand begehrt das Wort; ich ſchließe ſie. Das Wort hat der Bericht⸗ 
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gewünſchten Zwecken verwendet werden. 5 
Reg.⸗Commiſſar Hoffmann: Die Regierung hat bei der Einbringung 
dieſer Vorlagen eine Anleihe 1 en, weil ſie eine ſolche finanziell für 
das Richtigſte hielt. Deshalb hat ſie ſich auch in den Commiſſionsberathun⸗ 
gen gegen das Benda'ſche Amendement erklären müſſen, deſſen Annahme der 
Staatskaſſe einen Ausfall von 70,000 Thlr. verurſachen würde, und wenn 
ſie auf dieſe Summe nicht leicht verzichtete, fo hat ſie deshalb einen Vor⸗ 
wurf gewiß nicht verdient. Wenn die Regierung inzwiſchen zu einer andern 
Auffaſſung gekommen iſt, ſo hat das ſeinen Grund einfach darin, daß ſie 
ſich aus der Stimmung des Hauſes überzeugen mußte, wie durch Annahme 
jenes Amendements das Zuſtandekommen der Vorlage am beſten geſichert 
wurde. Daran lag ihr mehr, als an dem finanziellen Verluſt. 

Abg. v. Bonin (perſönlich): Daß die Regierung bei einem Etat von 
150 Mill. den von ihr ſo ſehr gewünſchten Bau der Gifenbahnen bis heute 
75 — Summe von 75,000 Thlr. abhängig gemacht habe, rechtfertige ſeine 

eußerung. 

Präſident Grabow eröffnet die Special discuſſion über den $ 1 des 
Gſſetz Entwurfs, welcher lautet: „Der Minifter für Handel u. ſ. w. iſt er⸗ 
mächtigt: 1) im Au an die Oſtbahn und als Theil derſelben eine Eiſen⸗ 
bahn von Dr, nach Neufahrwaſſer, 2) eine Eiſenbahn von Heppens nach 
Oldenburg für Rechnung des Staates auszuführen.“ Da Niemand das 
Wort begehrt, wird zur leventuellen) Abſtimmung geſchritten und der $ 1 
angenommen (dagegen ſtimmt die Fortſchrittspartei mit wenigen Aus⸗ 
nahmen). Der $ 2 der Regierungsvorlage wird als zurückgezogen betrachtet 
und ſtatt feiner das Amendement v. Benda mit derſelben Majorität wie 
der § 1 angenommen (dagegen die Fortſchrittspartei und die Polen). Dar 
mit fallen auch die 58 3 u. 4 der Regierungsvorlage weg, wie der Handels⸗ 
miniſter auf eine beſondere Anfrage des Präfidenten ſtillſchweigend anerkennt. 
$:5 „die Ausführung ꝛc. wird dem Finanzminiſter und dem Minifter für 
Handel übertragen“ wird angenommen. 

Hierauf geht das Haus zur definitiven Abſtimmung über, lehnt zu⸗ 
nüchſt den Antrag der Commiſſion ab, welcher bis zum Zuſtandekommen 
eines Budgetgeſetzes die Beſchlußfaſſung über den Geſetzentwurf vertagen 
will und nimmt die Vorlage mit der obigen Abänderung und Ab⸗ 
kürzung an (dagegen nur die Fortſchrittspartei und die Polen). 

Darauf folgt die definitibe Abſtimmung über den geſtern eventuell 
angenommenen Vertrag mit Oldenburg. Nachdem der Commiſſions⸗ 
Antrag („die Beſchlußfaſſung auszuſetzen, bis der Etat zu Stande gekom⸗ 
men iſt“) abgelehnt iſt, wird das bereits geſtern erwähnte Amendement 
André angenommen, welches lautet: „Das Haus der Abgeordneten 
wolle beſchließen: zu dem nebſt Schluß ⸗Protokoll vorgelegten Staatsvertrage 
zwiſchen Preußen und Oldenburg wegen weiterer Entwickelung der durch 
den Kriegshafen⸗Vertrag vom 20. Juli 1853 begründeten Verhältnifie vom 
16. Februar 1864 die der faſſungsmäßige Stans zu erthei⸗ 
len.“ (Mit der 1 ap ſtimmen auch v. Unruh und v. Kirchmann.) 

Der Präſident wird von dieſen Beſchlüſſen dem Herrenhauſe Mitthei⸗ 
lung machen. 

Es folgt der Bericht der vereinigten Commiſionen für Handel und Ger 
werbe und Finanzen und Zölle über den Geſetzentwurf, betr. die „Gewähr 
rung einer Zinsgarantie von 4 2 für das Anlagekapital einer Eiſenbahn 
von Trier durch die Eifel nach Call.“ Die Commiſſionen beantragen: Das 
Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: A, die dringende Erwartung aus: 
zuſprechen, daß die königl. Staatsregierung 1) die Verhandlungen mit der 
theiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft zu dem Zwecke, daß dieſelbe auf das negative 
Monopol rückſichtlich einer rechts⸗rheinſſchen Bahn nach dem Vertrage vom 
9. Juni 1859 Verzicht leiſte, ernstlich fortſetze; insbeſondere 2) der rheini⸗ 
ſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft weitere Conceſſtonen für neue Eiſenbahn⸗Linien 
nicht ertheile, wenn dieſelbe auf das Widerſpruchsrecht gegen Ausführung 
der rechtsrheiniſchen Bahn nicht Verzicht leiſtet; B. die zwölf Petitionen ges 
1 das negative Monopol der rhein. Eiſenbahn⸗Geſ. der koͤnigl. Staatsre⸗ 
ierung zur Berückſichtigung zu überweiſen. 

Von den Abgg Dr. Ziegert und Dr. v. Bunſen ift das Amendement 
ischen die letzten 6 Zeilen des f 7 des zwiſchen dem Staate und der rhei⸗ 
niſchen Eiſenbahn⸗Geſ. abgeſchloſſenen Vertrages folgendermaßen zu faſſen: 
„wird der Staatsregierung das Recht vorbehalten, mit Zuſtimmung der 


Landes⸗Vertretung von dieſem Vertrage nach . dreimonatlichen | f 


Kündigung zurückzutreten. Macht der Staat von dieſem Rechte Gebrauch, 
fo geht das Unternehmen der Call⸗Trierer Eiſenbahn, wieges ſteht und liegt, 
mit Activen und Paſſiven auf den Staat über, und es werden die dafür 
bon ausgegebenen Actien durch Abſtempelung in vierprozentige Staats» 
chuldpapiere umgewandelt.“ N 

Von dem Abg. Bauer iſt ferner folgendes Amendement geſtellt: „Das 
Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: Zu § 2 des Vertrags an Stelle 
des letzten Satzes zu ſetzen: 1) die Rhein. Eiſenbahn⸗Geſellſchaft iſt ver⸗ 
pflichtet, gleichzeitig mit der Fertigſtellung der Strecke Düren⸗Call, reſp. 
Sbtenich „„eine Straße von der Endſtation durch das Urfthal bis Gemünd 
mit möglichſt günſtigen Steigungsverhältniſſen herzustellen, die ſpäter als 
Schienenweg, wenigſtens als Pferdebahn eingerichtet werden kann;“ 2) die 
Geſellſchaft bleibt ferner verpflichtet, die Bahnſtrecke von Call, reſp. Sötenich 
bis Schleiden nachträglich zur Ausführung 5 bringen, ſobald das Bedürfniß 
derſelben ſich durch die Verkehrs⸗ und gewerblichen Verhältniſſe des ſchleidener 
Thals als dringend herausſtellt. 

Der Präſident eröffnet die General⸗Discuſſion. Der Referent Abg. 
Dr. Becker iſt im Hauſe nicht anweſend. An ſeiner Stelle wird der Abg. 
Dr. Ziegert mit der Berichterſtattung betraut. Zunächſt erhält dos Wort der 

Abg. v. Beughem: M. H.] Ich wollte eigentlich auch ein Amende⸗ 
ment einbringen, habe aber aus Nüßzlichkeitsrückſichten darauf verzichtet, mei⸗ 
nen Bee Wünſchen Ausdruck zu gehen, einer Ueberzeugung nach hat 

ie Regierung völlig freie Hand, die Conceſſion zum Bau der Rochts⸗Rhei⸗ 
niſchen Bahn zu ertheilen, ſobald ſie nur will, und es ſcheint mir, daß ſie 
ſich dem nicht wird 5 F 60 können, denn die Intereſſen eines ganzen großen 
n oͤnnen doch unmöglich den Privatintereſſen einer 
Fa DE t geopfert werden. Die Regierung hat mit der rheiniſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft bekanntlich zei Verträge abgeſchloſſen. Beim Abſchluß 
des erſten wurde nun ein kleines Protokoll au genommen, in welchem es 
heißt, daß die Verabredungen, die es enthalte, nicht in den offenen Vertrag 
ehören. Unter andern wurde aber darin ausgeſprochen, daß eine Rechts⸗ 
Rheiniſche Eifenbahn überflüſſig ſei: ſpäter wurde dieſe Beſtimmung aller: 
dings gegen die Zuſage ausgetauſcht, daß bis zum Jahre 1875 keine Rechts⸗ 
Rheiniſche Eiſenbahn gebaut werden ſollte. Nun, m. H., dieſes Protokoll hat 
man natürlich ſehr geheim gehalten, und daher kommt es, daß feiner in der 
früheren Commiſſionsverhandlung nicht Erwähnung geſchah. Ich frage jetzt: 
hat die Rheiniſche Eiſenbahn⸗Geſellſchaft auf Grund eines ſolchen Mach⸗ 
Werte m Widerſpruchsrecht? Niemand im Haufe wird dieſe Frage bejahen 
wollen j 0 

M. H.! Ich gönne dieſer Eiſenbahngeſellſchaft alles mögliche Gedeihen, 
aber die Einnahmen, die ſie durch Ausübung eines ſolchen Widerſpruchsrechts 
erzielen würde, die ſind Sündengeld. Das Widerſpruchsrecht der Rhein⸗Eiſen⸗ 
Sadat a ift eine Verletzung des Rechts eines großen und blühenden 
Landſtrichs, auch feinen Intereſſen Rechnung getragen zu ſehen, und die Re⸗ 
gierung würde ſich zum Complicen dieſer Rechtsverletzung machen, wenn ſie 
das fogenannte Widerſpruchsrecht der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft bes 
günſtigen und fefthalten wollte. Ich glaube aber, daß fie keine Veranlaſſun 
bat, derartige Beſtrekungen von Privalgeſellſchaſten zu protegiren, und i 
hoffe, daß fie der linksrheiniſchen Geſellfbaft zur Strafe für deren Wider: 
ſpruch keine Conceſſion zu neuen Linien ertheilen wird. Im Uebrigen aber er: 
ſuche ich die Regierung, entweder die Conceſſion zu der kechtsrheiniſchen Bahn 
von Ehrenbreitſtein bis Deutz zu ertheilen, oder die Rechtsgründe, die dem 
entgegenſtehen, zu entwickeln. 

Reg.⸗Commiſſar v. Wolff: Die Regierung hat ſich ſchon ſeit langer 
Zeit, freilich bis jetzt ohne Gl bemübt die rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft 
zur Aufgabe ihres Widerſpruchsrechts, das ihr in Bezug auf die rechtsrhei⸗ 
nische Bahn zuſteht, zu vermögen. Daß es 0 nicht zuſtehe, wie der Herr 
Vorredner meint, iſt eine mir ganz neue Auffaſſung. Im Miniſterium wie 
in dieſem Hauſe iſt dies Recht bisher immer anerkannt worden. Aus dem 
Umſtande ferner, daß das Protokoll zum dem mit der rheiniſchen Geſellſchaft 
abgeſchloſſenen Vertrage nicht gleichzeitig mit dem Vertrage durch die Geſetz⸗ 
ſammlung veröffentlicht worden ift, kann nicht gefolgert werden, daß bie ein⸗ 
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Donnerstag, den 30. März 1865. 


gegangene Berpflihtung keine rechtsverbindliche ſei. Es iſt dies Protokoll 


ein Schlußprotokoll, bei welchem eine Veröffentlichung nicht gebräuchlich iſt. 

Die Regierung wird übrigens auch ferner alles — iche thun, um die Ge⸗ 

ſellſchaft zur Verzichtleiſtung auf ihr Widerſpruchsrecht zu bewegen. 0 
Der Handels miniſter: Ich füge nur noch hinzu, daß ich ſeit meiner 


Amtsführung ſtets nach dem Grunpfage verfahren habe, nicht das Intereſſe 
einer Eiſenbahngeſellſchaft allein in's Auge zu faſſen, ſondern das Intereſſe 
des Landestheils, den die Sache angeht, und das der Monarchie im Ganzen. 


Darnach werde ich auch hier verfahren. 

Abg. Dr. Waldeck (gegen den Commiſſions⸗Antrag): M. H.] Da Er⸗ 
wägungen im Sinne des Benda'ſchen Amendements hier nicht vorliegen, 
ſo fel es geſtattet, noch einmal die Gründe zuſammenzufaſſen, welche gegen 
die Annahme der Commiſſionsanträge und die Ertheilung von Zinsgarantien 
ſprechen. Machen Sie ſich klar, daß die Uebernahme der Garantie eine Ver⸗ 
pflichtung des Staats enthält, einzutreten für den Fall, daß dieſelbe in An⸗ 
ſpruch genommen werden muß. Wenn Sie aber das Princip feſthalten 
wollen, daß in budgetloſen Zeiten dem Lande keine neuen Laſten auferlegt 
werden dürfen, dann können Sie keine Zinsgarantie übernehmen. Wenn 
der doch mögliche Fall eintritt, daß die Garantie wirklich in Anſpruch ge⸗ 
nommen wird, und wenn, da dieſer abnorme Zuftand, in welchem das Ab⸗ 

eordnetenhaus der Regierung principiell entgegenſteht, noch lange anhalten 
ann, an Sie die Frage herantritt, wegen der Verpflichtungen, welche die 
Se den de uns auferlegen, vielleicht eine Anleihe zu bewilligen, werden 

ie dann dieſer Anleihe ihre Zuſtimmung ertheilen? Werden Sie, da Sie 
die Verpflichtung übernommen haben, nicht für die Anleihe ſtimmen müſſen, 
ihr Princip verletzen, und die Bugetfrage aus den Händen gegeben haben? 
M. H.! Entweder Abſolutismus, oder Conſtitutionalismus! Aber glauben 
Sie nicht zwiſchen beiden in einer gewiſſen zarten Weiſe hindurchkriech en zu 
können. Die ſchlimmſte Krankheit, die ich im Parteileben kenne, heißt 
Gothaismus. Glauben Sie mir, mit den Illuſtonen, daß man zwiſchen den 
9 1 105 Gegenſätzen der Parteien in der Mitte ſtehen könne, ift es 
vorbei. 5 

Ich will nicht auf eine weitere Ausführung dieſer Meinung mich ein⸗ 
laſſen, aber ich glaube noch ein Wort über die irrige Anſicht ausſprechen zu 
müſſen, als ob im Jahre 1848 die Verfaſſungsfrage dadurch in eine falſche 
Richtung gekommen ſei, weil man von unſerer Seite zu viel verlangt habe. 
Nein, m. H., nicht deshalb, ſondern weil Diejenigen, welche das Rechte und 
Richtige verlangten, auch von Solchen verleugnet wurden, die im Prinzip 
mit ihnen übereinſtimmten, aber das Prinzip nicht zur That machen wollten. 
Soll es jetzt wieder ſo kommen? M. H.! Die einzige Macht, die dieſes Haus 
in Händen hat, beſteht darin, keine neuen Steuern und keine Anleihen zu be⸗ 
willigen, ehe nicht das budgetloſe Regiment beſeitigt iſt. Hat nicht Graf 
Schwerin unter dem enthuſiaſtiſchen Beifall des Hauſes ſich dafür erklärt, die 
Eiſenbahnfrage ſo zu behandeln, wie wir es für richtig halten? War man 
nicht zu der Annahme berechtigt, daß die großartigen Principien, die ausge⸗ 
ſprochen worden, ſich auch bethäfigen follten? Und nun foll die Uebernahme 
einer Zinsgarantie nicht gleichbedeutend ſein mit der Möglichkeit einer An⸗ 
leihe. Das werden Sie Niemand einreden. M. H.] Wenn man dem in 
Rede ſtehenden Vertrage auch nur mit einem Amendement beitreten will, iſt 
dies ſelbſt denkbar ohne ein Aufgeben des Prinzips, deſſen Richtigkeit ſo oft 
anerkannt worden iſt? Wollen Sie das Prinzip aufgeben, nun gut, ſo ſprechen 
Sie dies deutlich aus. Gehen Sie aus dem conſtitutionellen in den abſo⸗ 
luten Staat über. Ueberlaſſen Sie Alles dem Miniſtecium. : 

Den materiellen Intereſſen, die ſich für die Rheinlande an dieſe Frage 
nüpfen, will auch ich, meine Herren, die vollſte Aufmerkſamkeit zugewendet 
wiſſen, aber wenn Einer als politiſcher Mann nicht — 4 daß es höhere 
Fragen giebt, denen auch einmal ein materielles Intereſſe geopfert werden 
2 er ſollte ſich um das politiſche Leben lieber gar nicht bekümmern. 
Wer aber die materiellen Intereſſen höher achtet, gut, der ziehe ſich zurück 
und laſſe ſich vom Despotismus regieren, und wenn es ihm dann wohl geht, 
meine Herren — laſſen ſie ihm die Freude; wir aber, die wir ein Höheres 
achten, als das ufd materielle Wohlbefinden, wir werden nie zu dem, was 
die Regierung wünſcht und verlangt, unſere Einwilligung geben. (Beifall.) 

Abg. Dr. Si Es handelt ſich hier um das Wohl der rheiniſchen 
Provinzen. Was hier verlangt wird, tft kein Anleben. Im Weſen der Ans 
leihe liegt es, daß Geld vom Anleiheſuchenden aufgenommen wird und die⸗ 
er Fall iſt nicht vorhanden; es liegt nur die eventuelle Inanſpruchnahme 
des Staatscredits vor. Wir meinen, der preußiſche Staatscredit verträgt 
dies; wir meinen, daß, wenn es ſelbſt in den nächſten 4 bis 5 Jahren zur 
Zahlung einer Summe von 150 —180,000 Thlr. kommen ſollte, auch dann 
noch eine Anleihe nicht nöthig fein wird, daß dieſe Summe vielmehr aus 
den Staatsmitteln wird gezahlt werden können. Zwei Rückſichten machen 
ſich für die Uebernahme der Staatsgarantie geltend Einmal die allgemei⸗ 
nen Staatsrückſichten, welche in dem Commiſſionsbericht niedergelegt find, 
und ferner die militäriſchen Rückſichten. Dieſe find fo bedeutend, daß ſelbſt 
der Abg. Michaelis, der Gegner aller Staatsgarantien, der beſte Schriftſtel⸗ 
ler über Eiſenbahnen, bei großen militäriſchen Rückſichten noch Garantien 
zulaſſen will. Ich berufe mich auf eine Autorität, welche ſich über die ſtra⸗ 
tegiſche Wirkſamkeit der 7 ausgeſprochen hat, auf den General Voigts⸗ 
Reetz. Der Abg. v. Carnall hat Unterſuchungen der Eifel angeſtellt und 


nachgewieſen, daß Schätze daſelbſt liegen, die ſich nicht berechnen laſſen, und 


wenn dieſe gehoben werden können, weshalb wollen wir dazu nicht unſere 
Unterſtützung leiſten? Groß? Unternehmungen können auch in Reactionszei⸗ 


ten entſtehen, ich erinnere an die Oſtbahn, unſer ſtolzeſtes Wert. Wenn 


man von uns ſagen wird, wir hätten die Rechte des Landes vertheidigt, ſo 
fol man von uns auch ſagen können, daß wir für die Wohlfahrt des Lan⸗ 
des Sorge getragen haben. Deshalb bitte ich, die Genehmigung auszu⸗ 
ſprechen. (Bravo.) 

Abg. Hammacher: Der Abg. für Siegen (v. Beughem) hat eine Straf⸗ 
predigt gegen die rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft gehalten, welche er beſſer an 
den früheren Handels miniſter adreſſirt hätte. Ich möchte ein ſolches Urtheil, 
wie er es über die Geſellſchaft ausgeſprochen, nicht ohne Widerſpruch laſſen. 
Der Rath, den der Abg. der Regierung gegeben, der rheiniſchen Eiſenbahn⸗ 


eſellſchaft keine Conceſſion mehr zu ertheilen, iſt wirthſchaftlich Kir 


us der Handlungsweiſe der Geſellſchaft kann man ſolche Vorwürfe nich 
herleiten, die ange Verantwortlichkeit für das unerhörte Factum, welches das 
rechte Rheinufer bis zum 75 1875 um eine Eiſenbahn bringt, liegt viel⸗ 
mehr ganz allein auf den Schultetn des früheren Handelsminiſters. Ob das 
Protokoll, welches die Bewohner des rechten Rheinufers fo ſehr geſchädigt 
hat, zu Recht beſteht, will ich nicht erörtern; aber hervorheben will ich, daß 
der Schlußantrag der Commiſſion der richtige Weg iſt, das negative Mono⸗ 
pol zu befeitigen. — Abg. Waldeck hat denjenigen Abgeordneten, welche für 
die Vorlage ſlimmen werden, den Uebertritt zum Gothaismus vorgeworfen. 
Die große Achtung vor dieſem Abgeordneten Ient 
haltung auf. Ich mache einen ſehr weſentlichen Unterſchied zwiſchen Anl 
und Grediten, die man einer Staatsregierung zu bewilligen hat, und zwiſchen 
der Zuſtimmung zur . von Verpflichtungen. Es iſt nicht das 
Prinzip, vor dem man abgbttiſch auf den Knieen liegt, es iſt der Inhalt des 

rinzips. - g u 
” Wir wollen der Staatsregierung keinen Credit bewilligen, weil wir ihr 
beweiſen wollen, daß hinter uns doch eine Macht ſteht. Aber, wenn die 
Staatsregierung uns fragt, ob wir ihr geſtatten wollen, Verpflichtungen ein⸗ 
zugehen, wird aus unſerer Zuſtimmung Niemand die Stärkung der Macht 
der Regierung folgern können Es kann vielleicht später einmal die geſchäft⸗ 
liche Nothwendigkeit zur Aufnahme von Anleihen eintreten; aber welcher 
Staatsregierung wollen Sie denn eigentlich Anleihen bewilligen? Wiſſen 
Sie denn, welche Staatsregierung vor uns ſitzen wird, wenn einmal der 
Zeitpunkt zur Aufnahme von Anleihen eintritt? Ich glaube nicht, daß 
Preußen kurheſſiſche Zuſtände ertragen kann, ich glaube auch nicht, daß es 
bereits ſolche Zuſtände hat, und trotzdem ich den Standpunkt unſerer Regie⸗ 
rung für fo verfafſungsfeindlich halte, als jemals eine Regierung ſich 
einer Verfaſſung gegend eritellen kann, fo bin id doch davon durchdrungen, 
daß einer ſolchen Regierung niemals gelingen wird, über Preußen kurheſſiſche 
Zuſtände zu verbreiten, denn das iſt das e daß dort eine un⸗ 
glückſelige Abneigung Ke die wirthſchaftliche Entwi elung vorhanden ift, 
und davon find wir ſehr weit entfernt, f 

Abg. Schulze (Berlin): M. H.! Die prinzipielle Seite der Vorlagen, 
die wir eben behandeln, iſt für alle dieſelbe. Es wird ſich alſo im Weſent⸗ 
lichen dieſelbe prinzipielle Debatte bei allen wiederholen. — Ich behaupte 


mir eine gewiſſe Zurück⸗ 
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nun zu dem, was der Abg. für Bielefeld zur Wahrung des politiſch wichti⸗ 
en prinzipiellen Standpunkts gejagt hat, nicht blos der politiſch⸗prinzipielle 
standpunkt verpflichtet uns gegen die Anleihe, gegen die Garantie, gegen 
die Bewilligung zu fein; nein, m. H., ich beftreite, daß die verehrten Abge⸗ 
ordneten, die da glauben, aus Berückſichtigung der auch von mir ſehr hoch 
angeſchlagenen materiellen Intereſſen des Landes der Regierung in gewiſſer 
beſchränkter Art entgegen kommen zu müſſen, ich beſtreite, daß ſie mit der 
Betonung der materiellen Intereſſen Recht haben. Ich meine, wenn wir auch 
die Bilance der materiellen Intereſſen ziehen, jo werden wir doch bei ruhiger 
Erwägung zu dem Standpunkt kommen, den dieſe Seite des Hauſes (die Linke) 

at. Mir kommt die Sache jo vor, als ob die Regierung uns ſelbſt eine 

orlage macht von Mitteln, die ſie gebraucht, um das budgetloſe Regiment 
fortzu eben. (Sehr richtig.) Die Regierung verfügt über die Steuern und 
die ſonſtigen Staats⸗Einnahmen zu Staatszwecken nach ihrem Ermeſſen, 
nach ihrem einſeitigen Belieben, mag ein Budget zu Stande gekommen ſein 
oder nicht. Wir befinden uns nicht in der Lage, dieſe Mittel irgendwie ihrer 
Verfügung zu entziehen. Wir verfagen der Staatsregierung gegenüber nur 
noch über Anleihen und Garantien! So weit iſt es noch nicht gekommen, daß 
ſie über dieſe Herrin wäre, da muß ſie uns noch fragen, da haben wir noch 
unſer Vollwort und das dürfen wir nicht aus den Händen geben. . 

Sowie wir in der beiten Meinung der Regierung es ermöglichen, die 
großen Landes⸗Intereſſen, denn ich erkenne die Vorlagen dafür an, wabrzu⸗ 
nehmen, ſo machen wir es ihr auch möglich, das budgetloſe Regiment fort⸗ 
zuführen. (Sehr wahr.) Denn keine Regierung kann bei uns fortregieren, 
wenn ſie außer Stande iſt, die großen materiellen Intereſſen zu wahren, und 
es iſt unſere Sache, ihr dazu die Mittel nicht zu geben. — Was der Herr 
Abg. Gneiſt geſtern in dieſer principiellen Debatte ausführte, iſt Vielen von 
uns nicht klar geworden. Es war eine gelehrte Rede, die mich lebhaft an 
ſeine Situation im Jahre 1861 erinnerte, wo er Mitglied der Fraction Vincke 
war, und das Mitglied v. Blanckenburg hat ſich darüber ſehr kreffend ausge⸗ 
ſprochen. Ich meine, uns arme 48er, die wir damals allein für die Beſchlüſſe 
eingeſtanden nicht blos mit unſerer ganzen Exiſtenz, ſondern auch auf der 
Anklagebank, uns hätte er herauslaſſen ſollen. Der Herr Abg. Jung hat 
bereits gelant, wie wenig Analogie vorhanden ift gegen damals, wo noch 
kein Staatsleben und keine Verfaſſung beſtand. Es giebt Situationen, die 
in keinem Handbuch über ſolche Theorien ſtehen, und wenn es gilt, im höch⸗ 
ſten Nothſtande vor Gericht zu ſtehen und eine Verfaſſung zu bekämpfen, 
dann werden für jo abnorme Zuſtände außerordentliche Mittel, die auch in 
feinem conſtitutionellen Codex nicht ſtehen, angewendet werden. (Sehr rich⸗ 
tig.) Ueber die 1 haben die Geſchworenen Berlins ent⸗ 
7 — und über uns Angeklagte hat die öffentliche Meinung zu Gericht 
geſeſſen. 

M. H.! Bei unſerem gegenwärtigen Kampfe ſind gewiß manche Rückſichten 
zu nehmen, wir können wohl nicht ſo auftreten, wie man in einem erſtarkten 
berfafjungsmäßigen Leben könnte, aber laſſen Sie uns hierin auch nicht zu 
weit gehen. Wir müſſen von unſerem Volke Einſicht und Verſtändniß von 
ſolchen Maßregeln erwarten; wir dürfen das Volk nicht auf eine ſo niedrige 
Stufe ſetzen, als es ig der Herren in diefer Sache thun. Das iſt nicht 
der rechte Weg, das Volk zu heben und weiter zu führen auf den Standpunkt, 
den es in dieſem Kampfe einnehmen muß. Ich meine, es iſt nicht zu viel, 
wenn wir den Intereſſenten bei jenen Vorlagen zumuthen, vielleicht noch ein 
bis zwei Mön zu warten. (Sehr richtig! links.) Mögen ſie doch rechnen, 
welche Millionen ſtehen dagegen auf der anderen Seite der Bilanz? Die vie⸗ 
len Millionen, die die nicht gebilligte Reorganiſation im Wege des budget⸗ 
loſen Regiments koſtet! Auf der anderen Seite ſteht die unendliche Menge 
wirthſchaftlicher Kräfte, die der Productivkraft des Landes entzogen werden. 
Und ich meine, m. H., wie wir die Lehrer und Beamten warten laſſen bis 
nach Beſeitigung des budgetloſen Regiments, wie allen vernünftigen und ge⸗ 
rechten Anſprüchen nicht eher Genüge geſchehen kann, jo mögen auch die 
Herren Intereſſenten von den Eiſenbahnen damit warten. Je feſter die Po⸗ 
ſition iſt, die das Haus und unſer Volk einnimmt, deſto eher werden wir 
das Ende der budgetloſen Regierung herbeiführen. 

Aber durch ewiges Bewilligen und Annehmen werden Sie der Fort⸗ 
ſetzung deſſelben nur Vorſchub leiſten. Ich ſagte ſchon: Verweigern Sie 
dieſe Dinge und die Regierung wird außer Stande ſein, der Macht der 
materiellen Intereſſen zu widerſtehen. Denn dann wird die Ueberzeugung 
im Volke Platz greifen, daß dieſes budgetloſe Regiment nur eine große Schä⸗ 
digung des Ganzen iſt, daß es nicht blos die Verkümmerung des politi⸗ 
ſchen Rechtes, ſondern auch die Lahmlegung aller berechtigten materiellen 
Intereſſen in ſich Ba Haben Sie dem Volke das klar gemacht, dann 
werden wir nicht ſehr lange mehr um das Budgetrecht zu ſtreiten haben. 


(Lebhafter Beifall.) . 

5 unser: Eine Zinsgarantie für 11 Millionen gewähren, heißt 
das für Eiſenbahnen bereite Kapital von den rentablen Stellen nach den 
unrentablen ableiten. Die Herren, die für die Garantie ſtimmen, entziehen 
ihrer Provinz den ihr zuſtehenden Antheil an dem Eiſenbahnweſen. 

Abg. Prince⸗Smith: Der Abg. Michaelis darf nicht als Autorität 
für Staatsbeihilfe citirt werden; er iſt von jeher gegen jede Staats⸗Ga⸗ 
rantie geweſen. — Abg. Harkort für die Commiſſion. 

Es folgt nach einer Reihe perſönlicher Bemerkungen und dem in⸗ 
zwiſchen eingetretenen Schluß der Debatte das Schluß ⸗ Referat der 

Abg. Dr. Becker (als Berichterſtatter): Dem Antrage auf Genehmigun 
der Vorlage iſt in und außer dem Hauſe der Vorwurf entgegengeſetzt, da 
der rheiniſche Particularismus den politiſchen Standpunkt verrücke; ein Vor⸗ 
wurf, der durch die geſtrige Abſtimmung widerlegt iſt, indem aus Kreiſen 
nahe der Eifel die Abgeordneten für Michaelis’ Antrag geftimmt haben. Ich 
darf das um ſo unbefangener conſtatiren, weil ich den Antrag, da er Unver⸗ 
einbares 1 ablehnen zu müſſen geglaubt habe. Im Winter 
1863 zu 64, als wir in der Commilfion dieſe Vorlage uerſt beriethen, be⸗ 
fanden wir uns ſchon in einem budgetloſen Zuſtande. Inſofern eine diner 
arantie wie eine Anleihe wirkt, hat ſich unſer Zuſtand ſeitdem in keiner 
eiſe nat Daß rechtlich eine Bürgſchaft wie eine Anleihe wirke, ift 

ür den, der die Schuld macht oder die Bürgſchaft übernimmt, aber 
ungleich ift die Wirkung in unſerem Falle fü: die Regierung. Die Anleihe 
vermehrt die Mittel, unſere Zinsgarantie iſt geeignet, die Ausgaben der Re⸗ 
ges zu vermehren. Bis jetzt war bei der Majorität dieſes Hauſes die 

nſicht, daß unſer Verfaſſungskampf noch in dem Stadium ſei, wo es ſich 
für uns darum handle, der Regierung eine Steigerung der Mittel zu ver⸗ 
lagen; weiter iſt die Majorität noch nicht gegangen. Daß man weiter gehen 
ge * müſſe, — dieſer Anſicht mich zu verſchließen, bin ich gewiß 
er Letzte. 

Aber als Referent Ihrer Commiſſion könnte ich mit dem gegenwärtigen 
Antrage nur dann nicht hervortreten, wenn Sie, m. H., die Majorität, be⸗ 
reits zu einem Entſchluſſe gekommen, mit einer budgetloſen Regierung übers 
haupt in Finanzfragen nicht mehr zu verhandeln. Sie hätten bei der „Ge⸗ 
trockneten Rübe“ anfangen müſſen. Der Verſuch, das Prinzip, welches der 
Abg. für Bielefeld ſo lebhaft vertreten hat, erinnert an den Rath, den uns 
der Miniſter des Innern neulich gegeben hat, nämlich unſer verfaſſungs⸗ 
mäßiges Recht in einer Frage zu verſuchen, über die noch kein Conflict be⸗ 
ftebe. Die Regierung würde in der That ſich ſehr conſtitutionell dem Lande 
ee binjtellen, wenn wir die Garantie verweigerten; fie würde die 

ſeln zucken und bedauern, durch das Abgeordneten⸗Haus gehindert zu ſein 
Wenn der Abg. Dr. Faucher ſagte, die Vorlage wolle 11 Mill. Taler, die 
anderwärts beſſere Verwendung finden würden, deplaciren, ſo iſt zu erinnern, 
daß für unſer Eiſenbahnweſen keine tabula rasa vorhanden iſt. Die renta⸗ 
belſten Strecken haben vom Staate oder durch Staatshilfe Eiſenbahnen be⸗ 
kommen. In dem ſo entſtandenen Eiſenbahnnetz find ein Paar Lllcken vor⸗ 
banden, und auf dieſe die Doctrin des Abg. Faucher anwenden, biere einer 


Doctrin zu Liebe anerkannte Bedürfniſſe unbefriedigt laſſen. Für die Strecke 


Köln⸗Trier it das Bedürfniß außer Zweifel. j 

Zu den Gründen, welche vor einem yabr beſtanden, tritt die ſteigende 
Concurrenz der don Frankreich durch Belgien führenden Bahnen, welche den 
Güterverkehr abzulenken droht. Wir können nicht wünſchen, daß das Aus⸗ 
land auch noch dieſen Vortheil aus unſerem Conflicte ziehe. Die Bedenken, 
welche der Abg. v. Beughem geltend ee hat, ſtehen der 3 nicht 
entgegen. 1860, als der rheiniſchen Eiſendahn⸗Geſellſchaft das Widerſpruchs⸗ 
recht gegen einen rechtsrheiniſchen Cifenbahnbau gegeben wurde, hatte nicht 
blos die Regierung, ſondern der ganze Staat das lebhafteſte Intereſſe, daß 
dem Eiſenbahnkriege zwiſchen Preußen und Naſſau ein Ende gemacht würde. 
Die Deutz⸗Gießener Bahn, mit Staats » Garantie erbaut, war bis zur 
naſſauiſchen Grenze fertig und die naſſauiſche Regierung machte deren Wei⸗ 
terführung davon abhängig, daß ihre Rheinbahn von Lahnſtein bis Deutz 
weiter geführt werde. Dieſem Anſpruch ſtand Feige: daß die rheiniſche 
Eiſenbahn⸗Geſellſchaft nur dann die Koblenzerbrücke bauen wollte, wenn ihre 
Strecke Köln⸗Koblenz gegen die Concurrenz einer Strecke Lahnſtein⸗Deuß 
ſicher geſtellt werde. 

Hierüber war nicht zu verhandeln zwiſchen Naſſau und Preußen, ſondern 
unächſt wegen der Auslegung des Silenbahn-Gefees, welches Concurrenz« 
Bahnen ausſchließt, zwiſchen der preußiſchen Regierung und der rheiniſchen 
Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. Der theilweiſe ug der rheiniſchen Eiſenbahn 
kam durch den ſog. Nebenvertrag zu Stande. war nicht geheim und wurde 
mit den übrigen Verträgen am 18. April 1860 dem Abgeordneten⸗Hauſe vor⸗ 
gelegt. Aus der damaligen Vorlage geht hervor, daß die rheiniſche Eiſen⸗ 
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bahn⸗Geſellſchaft auch für das jetzt ſog, negative Monopol die Zuſtimmung 
der Landesvertretung vorausſetzt, und daß die Regierung geglaubt hat, nur 
durch ſolchen Vergleich die rheiniſche Eiſenbahn zum Verzicht auf ihr Wider⸗ 
ſpruchsrecht ſchon von 1870 an vermögen zu können. Im damaligen Com» 
miſſtonsbericht iſt von dieſem negativen Monopol ausdrücklich die Rede und 
zm Plenum iſt damals von dem Abg. Frhrn. v. Diergardt ausdrücklich da⸗ 
von geredet worden, ohne daß Widerſpruch erhoben worden wäre. Heute 
kommt der Widerſpruch des Hrn. 15 v. Beughem zu ſpät. 12 

Das Haus geht zur Special⸗Diskuſſion über den mit der Rheini⸗ 
ſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft unter dem 3. Februar 1863 abgeſchloſſenen Ver⸗ 
trag über § 1, in welchem die Rheiniſche Geſellſchaft ſich 55 dem Bau der 
Bahnen verpflichtet, wird ohne Diskuſſion angenommen. Das zu § 2 vom 
Abg. Bauer geſtellte, oben mitgetheilte Amendement findet nicht die genü⸗ 
gende Uoterſtützung; ein anderes des Abg. Reichenheim wird verworfen und 
der § 2 in feiner urſprünglichen Faſſung angenommen. Die $$ 3—6 des⸗ 
gleichen ohne Diskuſſion. Das Amendement Ziegert und v. Bunſen zu N 7 
(oben bereit3 mitgetheilt) wird angenommen. Zu $ 8 hat die Commiſſton 
eine Aenderung dahin vorgeſchlagen, daß die Regierung eine Garantie 
über 11 Millionen hinaus nicht übernehmen ſoll, wie es der 
Vertrag will. Nach einer kurzen Debatte, an der ſich die Abgeordneten 
v. Hennig, Graf Schwerin, v. Bonin und der Referent betheiligen, wird 
dieſe Aenderung und damit der Wegfall der beiden letzten Sätze des § 8 des 
2 angenommen. Damit iſt die Beſchränkung des zu garantirenden 
Kapitals auf 11 Millionen firirt. — Die SS 9 u. 10 werden mit der durch 
den vorigen Beſchluß herbeigeführten Einſchränkung angenommen, ſodann 
die §§ 11—18 ohne Debatte eventuell angenommen. 

as Haus nimmt nunmehr den Geſetzentwurf eventuell, und 
alsdann den amendirten Vertrag nebſt Geſetzentwurf definitiv unter Hinzu⸗ 
Aang der von der Commiſſion empfohlenen, oben mitgetheilten Reſolutionen 
an. Ebenſo find die auf das Monopo! der rheiniſchen Eiſenbahn gerichttten 
Petitionen der Regierung damit überwieſen. 

Das Haus geht zum 4. Gegenſtande der Tagesordnung über, dem Be⸗ 
richte der vereinigten Commiſſionen, betr.: Gew 1 einer Beihilfe 
des Staats an die Tilſit⸗Inſterburger Eiſenbahngeſellſchaft 
ſowie an die zur Herſtellung einer Eiſenbahn von Pillau über 
Königsberg, Bartenſtein, Et und Lötzen nach Lyck kon⸗ 
zeſſionirte Oſtpreußiſche Südbahn⸗Geſellſchaft. Die vereinigten 
Commiſſionen ꝛc. beantragen: „Das Haus wolle deſchließen: 1) in die 
Berathung des Geſetzentwurfes einzutreten und mit dem Inhalte deſſelben 
ſich einverſtanden zu erklären; 2) die definitive Wa ee de erſt dann 
eintreten zu laſſen, wenn zuvörderſt die Budget⸗Commiſſion die Vorlage vor⸗ 
berathen Fr wird; 3) zu dieſem Behufe die Vorlage zunächſt der Bud⸗ 
get⸗Commiſſion zu überweiſen.“ 5 

Abg. v. Ben da bringt einen Abänderungsvorſchlag ein, der die An⸗ 
nahme der Reg.⸗Vorlage bezweckt. Er ſprichk für feinen Antrag und be 
kämpft den der Commiſſion, der mit einer gewiſſen „Uebereilung und Ver⸗ 
wirrung“ gefaßt ſei. Gegen dieſe Inſinuation wenden ſich der Vorſitzende 
der Commiſſion v. Bonin (Genthin) und die Mitglieder derſelben, Graf 
Schwerin und v. Unruh. 

Abg. Dr. Virchow: Diejenigen, welche den Benda'ſchen Antrag anneh⸗ 
men wollen, werden damit nichts Anderes thun, als daß ſie es der Regie⸗ 
rung möglich machen, alle zu neuen Ausgaben erforderlichen Summen, die 
ſie ohne das . eines Budgetgeſetzes nicht hätte erhalten 
7 6 abel inbringung irgend eines exkraordinären Geſetzes doch bewil⸗ 
igt zu erhalten. 

Abg. v. Blanckenburg: Aus den Aeußerungen des Vorredners ſcheint 
hervorzugehen, daß er ſelber es nicht für verfaſſungswidrig hält, wenn die 
Regierung ohne Etat ſolche neue Ausgaben leiſtet. Uebrigens habe ich mich 
gefreut, daß es auf jener Seite des Hauſes doch ſehr angeſehene Fortſchritts⸗ 
männer giebt, welche lieber auf der Eiſenbahn fahren, als ein Princip reiten. 

Abg. Graf Schwerin: Durch die Annahme des Benda ſchen Antrages 
conſtatiren wir nur die Nützlichkeit und Zweckmäßigkeit der Regierungs⸗Vor⸗ 
lage und es bleibt allen, die dafür ſtimmen, noch immer überlaſſen, bei der 
naten Fpaſſung über den Etat aus financiellen Gründen ſich dagegen zu er⸗ 

a 


ren. 

Abg. Schulze (Berlin): Ich kann mich dem Abg. Virchow nur voll: 
ſtändig anſchließen. Sie (zur Fraction des linken Centrums gewendel) 
machen mit der Annahme des Benda'ſchen Antrages unſeren 
ſo lange geführten Kampf um das Budgetrecht vollſtändig 
wirkungslos, und ich kann es den Herren Conſervativen nicht verdenken, 
wenn ſie ſich darüber mit einem gewiſſen Triumph äußern. In unſerem 
Intereſſe und in dem des Landes kann ich das nur tief bedauern. 

Nach einer Reihe von Bemerkungen des Abg. Virchow, v. Benda, v. Hover⸗ 
a und Graf Schwerin wird der Schluß der Discuſſion vom Haufe 
genehmigt. 

Nach dem Schlußreferat des Abg. Hoffmann (Ohlau) wird zur Spe⸗ 
zialdistuſſion und Beſchlußfaſſung geſchritten. Das Haus erklärt ſich für 
eventuelle Annahme der einzelnen SS der Vorlage, womit Nr. 1 der Com⸗ 
miſſionsanträge erledigt iſt. Es wird nun zur Abſtimmung über Nr. 2 und 
3 derſelben geſchritten. Präſ. Grabow erklärt die Abſtimmung für zweifel⸗ 
haft, und ſchreitet nach der Gegenprobe zur Zählung. Bevor dieſe beginnt, 
wird dem Präſident vom Büreau mitgetheilt, es ſei kein Zweifel über das 
Reſultat der Abſtimmung mebr, die Majorität des Hauſes habe ſich für die 
Annahme der Commiſſionsanträge entſchieden. 

Hierauf wird die Sitzung gegen 4 Uhr geſchloſſen, und der Präſident 
ſetzt die nächſte Sitzung auf nächſten Freitag 10 Uhr an; als Tagesordnung 
wird die Fortſetzung der heutigen, und die Berathung über die Bankord⸗ 
nung feſtgeſtellt. 


— Breslau, 30. März. [Feuer.] 
in der, im Ollendorffſchen (vormals Liebichſchen) Garten, 
Nr. 19, ſtehenden, während des Winters zur Aufbewahrung des Garten: 
Mobiliars benutzten Orcheſter Tribüne Feuer aus, welches ſo ſchnell um ſich 
griff, daß ſchon bei Ankunft der Feuerwehr das genannte Orcheſter faſt 
niedergebrannt war. Es bedurfte anſtrengender Thätigkeit, um ein dicht an 
dem Orcheſter ſtehendes Haus und den großen Saal zu erhalten. Das Feuer 
wurde auch von den Thürmen ſignaliſirt. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


Heute Nacht um 1% Uhr brach 


Der Barometeritand bei 0 Grd. Ba⸗ Luft⸗] Wind⸗ 

in Pariſer Linien, die Tempera⸗ Tempe⸗ ri ung und Wetter. 

tut der Luft nach Reaumur. | rometer, | ratur, tärke. 

Breslau, 29. Marz 10 U. Ab.] 327,68 | — 1,0 SW. I. Trübe. 
30, März 6 U. Mrg.] 328,71 | —4,0| SO. 1. Trübe. 


Breslau, 30. März. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 15 F. 3 Z. U.⸗P. 2 F. 38. 
Eisſtand. 


elegrapbi che Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
„ 29. März, Nachm. 3 Uhr. 


40%, Sardinier 77. Re 26%. Sproz. Ruſſen 88%. Neue Ruſſen 
89%. Silber —. Türk. Conſols 54%. 6proz. Ver. St.⸗Anl. pr. 1862 56. 
Der Wechſelcours auf London war in New⸗York 183%, Goldagio 65%, 


Wien, 29. März, Rach. 2 Uhr. In Eiſenbahn⸗Effekten haben Realifi: 
Loose stattgefunden. 12 


Fudwig sv. 135 % B. D.rmit. Zettel⸗Bank 260. 
1864er Looſe 94%, Oeſterr. Nat⸗Anl. 68%. 


Metall. 15 8 
Hamburg, 20. März. Nachm. 2% Uhr. Ziemlich ruhig. Neueſte rufl. 
chnee, aber etwas milder. Schluß⸗Courſe: National⸗Ani. 
orddeutſche Bank 


Credit⸗Aktien 82. Vereinsbank 106%. 


artenſtraße 5 


115. Rheiniſche 110%, Nordbahn 76%. Finnländ. Anl. 83%. Gproz. 
Verein. Staaten⸗Anl. pr. 1862 52%, Diskonto 2% williger. 

Hamburg, 29. März. [Getreidemarkt.] Sehr feſt. Weizen loco feſt, 
aber ruhig, in 5 r Rene u aft zu etwas höheren Preiſen. 
April-Mai 5400 Pfd. netto 95 Banco⸗Thaler bez. u. Br., 94% Gd. Roggen 
April Mai 5100 Pfd. brutto 80 bez., Br. u. Gd., Termine lebhaft, ab Danzig 
pr. Okt. 61 bez. Del Mai 26%, Okt. 26, feſt. Kaffee Umſätze beſchränkt. 
Zink unverändert. 

Liverpool, 29. März, Nachm. 1 Uhr. [Baumwolle.] 2000 Ballen 
Umſatz. Mart ſehr träge. Preiſe ſchwankend, daher Notirungen ſchwierig. 
Ameritanſſche 14%, Dhollerah 11%, Domra 10%, Bengal 6. 

cen in 29. 5 a der n Getreide zu 

en Montagspreiſen verkauft. — Tr immel. 

R — 20 März. Getreidemarkt (Schlußbericht). Weizen 
und 1 3 bis 4 Fl. höher bei etwas lebhafterem Geſchäft. Raps 
Herbſt 70. Rüäböl Frübjahr 39%, Herbſt 39%. 


Berliner Börse vom 29. März 1865. 


Eisenbahn-Stamm-Aotien. 
Dividende pro 1863 1864 Et. 


Fonds- und Geld-Course. 


Goldkronen 9. 9½ G.|Poln.Bkn. — — - 
Ausländische Fonds 


dito 1850, 8204 98% ba. achen-Düsseld.] 3½ 4% ½ 101 bz. 
dito 1883%4 984% ba. auen, eh z, i, : f , be. 
dito 1854/4111 bn. sterd -Rottd..| 6 61% % [117% B. 
dito 1885 4½ 102% ba. rg Märkische. 6 — (4 j137%% be. 
dito 1856 102% be Berlin-Anhalt a 11% 4 190% be. 
dito 1867 410% ba Berlin-Görlitz. .| — | — ja 2 
dito 18884½% 102% ba. dito St.-Prior.] — lin h 
dito 1864/41,1102%, ba. Berlin-Hamburg] 74, 10 4 
Staats-Schuldscheinelg1l, 91%, bz. Berl -Potsd.-Mg. .|14 16 4 
Präm.-Anl. von 1885|31% 1 B erlin-Stettin...| 8½ | — 14, 
Berliner Stadt-Obl., 102% b Böhm.-Westh. = N 
& Kur- u. Neumärk. 3.87 bz. Breslau-Freib. ah 82, 4 
Pommersche 3½86½% bz öln-Minden. . 131 — 3 
E) Posen sche 43 Fee ogel- Oderberg. In — 4 
Pa l dt — dito 8t.-Prior.] — ir 
& dito neue. 4 |957, bz. dito 4 825 E 
Schlesische 3½92 G. Galiz.Ludwigsb. | 6 — 5 
/ Kur- v. Neumärk. 4 08 % be. Ludwigsh.-Bexb.] 9 99 4 
3 Pommersche. 4 98 ba. d.-Halberst. — .. 
2 JPosensche ....... 4 07 8. db.-Leipzig. .|17 — 4 
2 Preuss ische. 4 98, 0 Mainz-Ludwigshſ 7 — 
/ Westph. u. Rhein. 4 198%, @. ecklenburger. Fön 3½% 4 
5 Sächsiche. 10 2. eisse-Brieger..| 4½ — 4 
Schlesische. . 4 00 bz. INiedrschl.- 4 41 4 
Louisd’or 111% bz. |Oest Bkn. 92 ba * 2 
3% 
3 
O esterr. Metalliques)j5 64% B. Oestr.-Fr. St. 5 — 15 

dito Nat.-Anl....5 70% bz. Oest. südl. St.-B.| 8 — 16 

dito Lott-A.v.605 84% ba. peln-Tarn 21 — 4 2 

dito dito 64— 53 ½ ba. einische 6 3 

dito Sder Pr. -A. 4 |80 B. to Stamm 6 — 4 Ins B 
a HN 

88 . Anl. 2. Khr. rf. 8 103% @ 

dito Holl Anl. 18645 89 8 Stargard Mfg * aut 663.755 

hüringer 7 — E 

Poln-Pfandbr.IILEm.\4 75% E Warschau-Wien| 4 8 _|68 ba 


dito Poln. Sch.-Obl. 4 5 B. 
4 


Poln. Obl. a 500 FI |4 
dito 
dito 

Kurhess. 40 Thlr.. 


Baden. 35 Fl. Loose.!— 30½ G. erl. Kassen-V. .| 6 7419 4 130 @. 
2 * unschw. B. — — 84½ G. 
Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. Bremer Bank. 64% ap 15 @ 
B . 7 4 111% 8 
Berg.-Märkische 44 ½ 101% bz. Darmst. Zettelb.] 6 8 4 1014 Kigkt bz 
dito II. 101 b. 42 8 4 Jh . 
dito IVAA t00 B. Gothaer „ 55 8 102 E. 
dito IL v. St. 3.03 ½084 br. Hannoversche B. — 100%, etw. ba. 
Cöln-Minden . 102%, 8. b. Nordd. B. 7 4 114 N 
22 F * ET „ Vereins-B. 7 106 G 
2 Königsberger B B 
dito urls 3% @ 3 gs — 88 8. 
dito 45 bz. Magdeburger B. 10 102 8. 
dito IV. 4 osener Bank. 101% 4 101 % B 
008. Oderb. (Wilh.) 4 B Preuss. Bank.-A. 78% Q＋ñ 7 146 ½% ba 
a . Fl oh 5 A, B Thüringer Bank.| 4 4 477 
2. Ludwigsb .... . Weimar 5¹ 7 100 ba, 
Niederschl.-Märk. ie 995 0. ee rg 
ito conv.4 0 z 
1 9 Berl. Hand.-Ges.| 8 — 11%, da. 

2 lot, in. |Coburg.Credh.a.| 7 | — 100% etw.bz.u G. 
Niederschl. Zweigb.. een — 
on oe f . er Tip De eren 

al A: 9 Genfer Credb. A.] 1 — 40½ ba. u. G. 
8B. 8. ner 
dito 0 0 Leipsiger „14 — 86 G. 1 D. 
a re 95% 6. eininger 7 — 101½ ba 
ee 5 dee 30 [7 2% ba. 
383 esterr. Credb. — 834, 4 Y%, br 
dito P. 101 % bz ichl. Bank-Ver. 6 | — 25 05 


Oest.- Fran . 43 260 B 
Oest. südl. St.- BE. 3 250% B. 
Rhein. v. St. gar 103 
Rhein-Nahe-B. gar... 


@| 


5 132% be. 

e lich. im be, 
Tbl. nach Qualität, ord. 

43 Thl., weiß bunter polniſcher 


IAinerva . mu | — 
[Fbr.v.Eisonbbiä. 8 | a 


„,, feiner weißer poln. 60% Thl. ab Bahn bez. — Rog gen 
loco 81—83pfd. 36%— 37 Thl. ab Bahr bez., März 37% l. bez., Sb» 
jahr 36% , — / Thl. bez. und Br., x l, Gld., Mai⸗Juni und Juni⸗ 
Juli 30 7 37 Thl. bez. und Br. 36% Thl. Gld,, Juli⸗Aug. "37% 
— 1 — bez. und Br., 37% Thl. Gld., Aug.⸗Sept. 39 Thl. bez., 
Sept.⸗Oktbr. 394 —% Thl. bez — Gerſte, große und Meine 27—34 
Thl. pr. 1750 Pfd. — Hafer loro 22—25 


Bahn bez., Lieferung pr. ng 2 bez., Mai⸗Juni 23 
"x 


7 piritus loco ohne Faß 
März und März⸗April 1357. — , Thl. bez., 
bez. und Br., % Thl. Gld., Mate uni 13%—14 Thl. bez 


ter fortſetzend, bei lebhaften und e 
wiederum feſte Tendenz, welche hauptſächl 


Breslau, 30. März. Wind: Nord. Wetter: ſchön. Thermometer 
Früh 3 Grad Kälte. Der heutige Markt verlief bei ruhigem Geſchäftsver⸗ 
lehr ohne Preisänderung, die Zufuhren waren belanglos. 

Weizen ohne bemerkenswerthe Aenderung, pr. 84 Pfund weiße bruch⸗ 
freie Waare 61—66 Sgr., Beni erbrochene 52—56 Sgr. erwachſene 48— 
50 Sgr., gelbe bruchfreie Waare 58 60 Sgr., wenig erbrochene 50 -54 Sgr., 
erwachſene 42—46 Sgr., ſeinſte Sorte Notiz bezahlt. — Roggen 
feſter, pr. 84 Pfund 42 — 43 Sgr. feinfte Sorte bis 44 Sgr. bezahlt, 
— Gerſte wenig Umſatz, pr. 74 Bid. weiße 36-38 Sgr., helle 33— 
34 Sgr., gelbe 31—52 Sgr. — Hafer ruhig, pr. 50 5 24 —27 Sat. 

Erbjen ſchwacher Umfag. — Widen gefragt, 62-70 Sgr. — Del» 
faaten feſt. — Lupinen nur in trockener Waare beachtet. — 8 
Pobnen geſucht. — Schlaglein feſt. — Rapskuchen beachtet, 50 bis 
52 Sgr. pr. Ctr. 


Sgr. vr. Sch. Ser.pr.Säft 
Weißer Weizen, alter  60--64--73 Erbſen 54—58 62 
; R neuer 60 67 Wicken — 62—64—70 
Gelber Welzen, alter 58 En Lupinen. 765052 
7 1 neuer 57-60 Bohnen , 70-78 
Erwachſener Weizen 42 4652 ee, Sad d 150 Pfd. Brutto. 2 
onen BEN 42 43-44 Schlag⸗Veinſaat. 160 180195 
Gerſte, neue 312338 Winter⸗Rap s 178 -210--226 
Hafer, neuer 232527 Winter⸗Rübſen 175 195210 
Kleefaat ſchwach zugeführt, — rotbe feit, ordinäre 14 —18 Thlr., 
mittle 19—21 Thlr., feine 23—25% Thlr., bochfeine 2827 Thlr. und 


Tolr., mittle 16-18 Thlr., 


eie inen 12% Tü a 

Roßzes Rabel pr, Gir. ler. <A Thlr., März 12% Thlr., Frübjabr 
4 Thir., Herbst — Thie. — Spiritus pr. 100 Judt a 80 

co 19% Ale, Man 13 Air, eibjahn 1 Tb ee 2 les 


7 Verantwortlicher Redacteur: Dr, Stein. 
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